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Zum 107. und aller Voraussicht nach letz-

ten Mal nahm Bundeskanzlerin Angela 

Merkel am Europäischen Rat teil. Dieser 

beschäftigte sich mit einer breiten The-

menauswahl, die von steigenden Energie-

preisen über Handelsfragen bis hin zu Di-

gitalisierung reichte. Die Auseinanderset-

zung mit Polen in Fragen der Rechtsstaat-

lichkeit spielte dabei eine ebenso promi-

nente Rolle. Ratspräsident Charles Michel 

würdigte die Kanzlerin, die an der Hälfte 

aller Ratsgipfel teilgenommen hatte, als 

Stabilitätsanker Europas und dankte ihr 

für ihren langjährigen Einsatz für das eu-

ropäische Projekt. Andere Kolleginnen 

und Kollegen würdigten die Rolle Merkels 

ebenfalls. Luxemburgs Premierminister 

Xavier Bettel sprach von einer „Kompro-

missmaschine“, die stets auf den Aus-

gleich zwischen den 27 Mitgliedsstaaten 

bedacht gewesen sei und betonte, dass er 

persönlich und Europa als Ganzes sie ver-

missen werde.  

Covid-19 

Hintergrund 

Nachdem die Europäische Union zu Beginn 

der Pandemie wegen schleppender und in 

weiten Teilen zwischen ihren Mitgliedsstaa-

ten unabgestimmter Reaktionen in die Kritik 

geraten war, hatten die vergangenen Monate 

die Stimmung verändert. Mit der Beschaf-

fung einer großen Zahl von Corona-Impfstof-

fen, welche den Mitgliedsstaaten gemäß ih-

rer Bevölkerungszahl zur Verfügung gestellt 

werden konnten, der Einführung eines digita-

len Covid-Zertifikats, welches das grenzüber-

schreitende Reisen und Handeln erleichterte 

und nicht zuletzt der Verabschiedung des 

Aufbauplans in Höhe von 750 Milliarden Euro 

zur Abfederung der ökonomischen Folgen 

der Krise sowie des Aufbaus einer digitaleren, 

klimafreundlicheren und zukunftsfähigeren 

EU hatte die Staatengemeinschaft im Laufe 

des Jahres ihre Beschlussfähigkeit und Ziel-

strebigkeit unter Beweis gestellt. Nachdem 

Malta bereits vor der Sommerpause als ers-

tes EU-Land den zunächst ausgegebenen 

Zielwert einer 70 prozentigen Impfquote in 

der eigenen Bevölkerung erreicht hatte, ge-

lang dies in der Sommerpause auch der Eu-

ropäischen Union als Ganzes. Unter anderem 

deswegen schien sich die hochansteckende 

Delta-Variante auf dem europäischen Konti-

nent zunächst nicht so rasant auszubreiten 

wie in anderen Teilen der Welt. Dass sich die 

Situation der relativen Normalität jedoch 

schnell wieder ändern kann, zeigte sich in 
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den vergangenen Wochen vor allem in den 

östlichen Mitgliedsstaaten. Nachdem etwa in 

Rumänien und Bulgarien die Fallzahlen be-

reits seit Wochen stark angestiegen waren, 

geschah dies in den vergangenen Tagen auch 

in den baltischen Staaten. Mit Lettland ging 

am vergangenen Mittwoch der erste EU-Mit-

gliedsstaat wieder in einen einmonatigen 

Lockdown – weitere könnten folgen. Mit Blick 

auf Nord- und Südosteuropa offenbart sich 

die Kehrseite des gesamteuropäischen Imp-

ferfolgs. Während in Irland, Portugal und 

Spanien jeweils deutlich über 80 Prozent der 

Bevölkerung vollständig geimpft sind, sind es 

in Lettland knapp 50 Prozent, in Rumänien 35 

Prozent und in Bulgarien sogar nur rund 20 

Prozent. Vor diesem Hintergrund sollte das 

Treffen der Staats- und Regierungschefs 

auch dazu dienen, Zwischenbilanz zu ziehen 

und das weitere Vorgehen gegen die Pande-

mie zu koordinieren. 

Entwicklung 

Bereits bei seiner Ankunft im Brüsseler Euro-

pagebäude unterstrich Irlands Premierminis-

ter Micheál Martin die Notwendigkeit der eu-

ropäischen Kooperation bei der Pande-

miebekämpfung und erklärte, dass dies ein 

wichtiges Thema des ersten Gipfeltages sei. 

Sein niederländischer Amtskollege Mark 

Rutte, in dessen Land die Zahl der Neuinfek-

tionen in den Tagen vor dem Gipfel ebenfalls 

sprunghaft angestiegen war, sprach von ei-

nem „besorgniserregenden Trend“ in vielen 

Teilen Europas. Er unterstrich jedoch auch, 

dass die deutliche Mehrheit der Kranken-

hauspatienten un- oder nicht vollständig ge-

impft sei und man diese Kennziffer bei der 

Frage nach etwaigen Einschränkungen des 

öffentlichen Lebens nicht außer Acht lassen 

dürfe. Um diesem Trend entgegenzuwirken, 

betonten die Staats- und Regierungschefs in 

ihrer Abschlusserklärung einmal mehr den 

Erfolg der europäischen Impfkampagne und 

bekannten sich zu weitergehenden Anstren-

gungen, um der Impfmüdigkeit und 

Impfskepsis in den Mitgliedsstaaten zu be-

gegnen. Auf diese hatten acht (überwiegend 

mittel- und südosteuropäische) Mitglieds-

staaten bereits beim vorbereitenden Treffen 

der Europaministerinnen und –minister hin-

gewiesen. Konkret solle auch gegen die Des-

information, die im virtuellen und analogen 

Raum aktiv gegen die zugelassenen Impf-

stoffe oder die Gefahren des Virus selbst ge-

streut werden, vorgegangen werden. Des 

Weiteren unterstrichen die Mitgliedsstaaten 

die Notwendigkeit wachsam zu bleiben, um 

die Entstehung möglicher neuer Virusvarian-

ten früh zu erkennen. Der Europäische Rat 

betonte außerdem, dass mithilfe des europa-

weit eingeführten Impfzertifikats die Bewe-

gungsfreiheit in der EU vollständig wieder-

hergestellt werden solle und rief die Kommis-

sion dazu auf, ähnliche Regelungen auch mit 

ausgewählten Drittstaaten voranzutreiben. 

Mit Blick auf mögliche Lehren aus der Pande-

mie unterstrichen die Staats- und Regie-

rungschefs im Abschlussdokument das Be-

streben, die Krisenfestigkeit der Union zu 

stärken und Verhandlungen über eine en-

gere Zusammenarbeit im Gesundheitsbe-

reich voranzutreiben. In den letzten beiden 

Punkten der Abschlusserklärung fokussier-

ten sich die Ratsmitglieder auf die internatio-

nalen Verpflichtungen der Europäer. So sol-

len Hindernisse einer globalen Impfstoffver-

teilung beseitigt werden, um allen Menschen 

kostenlosen Zugang zu einer Corona-Schutz-

impfung zu ermöglichen. Darüber hinaus 

sprach der Europäische Rat der Weltgesund-

heitsorganisation (WHO) seine volle Unter-

stützung aus und betonte deren Notwendig-

keit für die gemeinsame Lösung globaler Her-

ausforderungen im Gesundheitsbereich. 

Kommentar 

Nachdem die Staats- und Regierungschefs 

sich nach über eineinhalb Jahren Pandemie 

in den vergangenen Monaten etwas weniger 

stark um das Pandemiegeschehen kümmern 
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mussten und die Erfolge des gemeinschaft-

lich europäischen Ansatzes in Sachen Impf-

stoffbeschaffung und Wiederherstellungen 

der Personenfreizügigkeit herausstellen 

konnten, scheint sich die Lage mit dem auf-

ziehenden Winter abermals zu ändern. Die 

kommenden Wochen werden zeigen, ob ein 

stärkeres Eingreifen in das öffentliche Leben 

und die persönlichen Freiheiten der Unions-

bürgerinnen und –bürger erforderlich sein 

wird. Die erhöhte Wachsamkeit scheint je-

doch als oberstes Prinzip zurück zu sein, auch 

wenn die Lage dank Millionen von Corona-

Schutzimpfungen und besser ausgearbeite-

ten Konzepten (noch) nicht mit dem Herbst 

2020 vergleichbar ist. Um sicherzustellen, 

dass dies auch so bleibt, ist die Ankündigung 

der Bekämpfung von Falschinformationen 

und der Versuch, der sich langsam ausbrei-

tenden Impfmüdigkeit in zahlreichen EU-

Staaten entgegenzuwirken, richtig und wich-

tig. Mit Blick auf die internationalen Verpflich-

tungen im Rahmen einer globalen Impfstoff-

verteilung hinkt die EU ihren eigenen Ankün-

digungen jedoch stark hinterher. Von den 

rund 250 Millionen Impfdosen, welche die 

Staatengemeinschaft noch im Jahr 2021 an 

ärmere Staaten abgeben wollte, sind bis Ok-

tober laut einer aktuellen Erhebung erst rund 

20 Prozent geliefert worden. Will die EU auch 

in diesem Bereich als verlässlicher Partner fi-

nanziell schlechter gestellter Weltregionen 

auftreten und die von Ratspräsident Michel 

im Rahmen der Abschlusspressekonferenz 

herausgestellte „europäische Solidarität“ in 

die Tat umsetzen, sollte dieser Prozentsatz 

deutlich erhöht werden.  

Energiepreise 

Hintergrund 

 

In vielen europäischen Staaten waren die 

Energiepreise zuletzt rapide angestiegen, 

was laut EU-Arbeitskommissar Nicolas 

Schmit dazu führe, dass Millionen von Men-

schen in Europa von Energiearmut bedroht 

sind. Über die definitiven Gründe für die ho-

hen Energiepreise gehen die Meinungen je-

doch auseinander. Laut Kommissionspräsi-

dentin Ursula von der Leyen sei die gesun-

kene Gasfördermenge in Europa einer der 

Gründe für den Preisanstieg. Dazu komme, 

dass die post kisenbedingte Nachfrage nach 

Energie wächst, was auch auf die wirtschaftli-

che Erholung nach der Pandemie zurückzu-

führen sei. Europas größter Energielieferant, 

Russland, habe zwar die langjährigen Ver-

träge mit der EU eingehalten, jedoch in die-

sem Jahr nicht auf die steigende Nachfrage 

reagiert. Russlands Präsident Wladimir Putin 

hatte zuletzt zugesagt, die Gasfördermenge 

zu erhöhen, sollte die EU diesen Wunsch ex-

plizit äußern. Dennoch vermuten einige Stim-

men, dass Russland durch die geringere Gas-

fördermenge den Druck auf die EU erhöhen 

will, die Gas-Pipeline Nord Stream 2 

schnellstmöglich in Betrieb zu nehmen. Die 

Bundesregierung hatte diese Vorwürfe je-

doch zurückgewiesen und betonte, Russland 

habe seine Vertragspflichten erfüllt und kei-

nen künstlichen Anstieg der Gaspreise her-

beigeführt. 

  

Um europäische Haushalte und Unterneh-

men vor den ansteigenden Preisen zu schüt-

zen sowie einen funktionierenden EU-Bin-

nenmarkt zu gewährleisten, hat Energiekom-

missarin Kadri Simson am 13. Oktober 2021 

eine Reihe von Maßnahmen vorgestellt. Die 

sogenannte „Toolbox“ der Kommission um-

fasst Werkzeuge wie Sofortzahlungen für be-

dürftige Verbraucher, Steuererleichterungen 

sowie Subventionen für kleine und mittel-

ständische Unternehmen. Wichtig ist dabei, 

dass die vorgeschlagenen Maßnahmen mit 

den europäischen Wettbewerbsregeln kom-

patibel sind und so eine Verzerrung des Bin-

nenmarkts ausschließen. Mit Hilfe dieser 

Maßnahmen versucht die Kommission zwar, 

die Auswirkungen der Energiekrise abzufe-

dern, dennoch liegt es in der Kompetenz der 

nationalen Regierungen, angemessene Maß-
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nahmen zum Schutz der Bevölkerung zu er-

greifen. Bereits im Vorfeld des Gipfeltreffens 

waren die Mitgliedsstaaten gespalten dar-

über, welche Rolle die EU in der aktuellen 

Krise übernehmen sollte. Länder wie 

Deutschland, die Niederlande, Dänemark 

und Österreich sprachen sich zuletzt gegen 

zusätzliche Maßnahmen aus, um den euro-

päischen Energiemarkt zu reformieren und 

sehen die aktuelle Situation als ein vorüber-

gehendes Phänomen. Die Bundesregierung 

erklärte, aktuell keine Notwendigkeit für 

staatliches Eingreifen zu sehen, da die Ver-

sorgung mit Gas gesichert und Deutschland 

vergleichsweise weniger stark von der Situa-

tion betroffen sei. Auf der anderen Seite 

drängten vor allem Spanien, Frankreich, Ita-

lien und Griechenland auf Maßnahmen, die 

weiter reichen als die „Toolbox“ der EU-Kom-

mission, wie beispielsweise eine gemein-

same Gasbeschaffung.  

  

Währenddessen instrumentalisieren einige 

osteuropäische Mitgliedsstaaten - darunter 

Ungarn und Polen - die Krise für politische 

Zwecke und geben den Plänen der Kommis-

sion zum Klimaschutz im Rahmen des im Juli 

2021 veröffentlichten „Fit-for-55”-Pakets eine 

Mitschuld an der aktuellen Lage. Insbeson-

dere der Emissionshandel für Gebäude und 

Verkehr wird als Grund für die steigenden 

Energiepreise aufgezeigt, da dieser eine zu-

sätzliche Bepreisung fossiler Brennstoffe vor-

sieht. Budapest und Warschau fordern da-

her, die Pläne zu überarbeiten und zunächst 

auszusetzen. Obgleich einige Mitgliedsstaa-

ten die ambitionierten Pläne der EU nun in 

Frage stellen, argumentiert die Kommission, 

dass der grüne Wandel auf lange Sicht Euro-

pas Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen 

verringern wird. 

 

Entwicklung 

 

Aufgrund der akuten Lage in vielen europäi-

schen Mitgliedsstaaten dominierte das 

Thema Energiepreise den ersten Tag des Gip-

feltreffens. Charles Michel und Ursula von 

der Leyen verkündeten zu Beginn des Tref-

fens, dass sie Lösungsansätze auf europäi-

scher Ebene begrüßen würden, auch wenn 

das Thema Energie im nationalen Kompe-

tenzbereich liege. Belgiens Premierminister 

Alexander De Croo schloss sich diesem 

Wunsch an und forderte eine langfristige eu-

ropäische Energiestrategie als Ergänzung zu 

den kurzfristigen Maßnahmen. Insbesondere 

die spanischen und griechischen Minister-

präsidenten Pedro Sánchez und Kyriakos Mit-

sotakis sprachen sich für Reformen des euro-

päischen Energiemarktes aus, da die Regio-

nen im Mittelmeerraum besonders von den 

Folgen der ansteigenden Energiepreise be-

troffen sind. Sie forderten einen Mechanis-

mus, der es Mitgliedsstaaten ermöglicht, ge-

meinsam Erdgas auf dem Weltmarkt zu be-

schaffen. Sánchez lobte zwar die kürzlich vor-

gestellten Werkzeuge der Kommission als ei-

nen guten Ausgangspunkt für weitere Maß-

nahmen, kündigte aber bereits an, das 

Thema Energiepreise erneut beim Ratstref-

fen im Dezember 2021 thematisieren zu wol-

len. Während Spanien tiefere Markteingriffe 

fordert und anderen Mitgliedsstaaten vor-

wirft, die Krise nicht ernst genug zu nehmen, 

sprach Bundeskanzlerin Angela Merkel sich 

zwar für soziale Unterstützungsmaßnahmen, 

aber dennoch “mehr Markt” aus.  

 

Als Reaktion auf die Forderung Polens, das 

Klimapaket „Fit-for-55“ zu überdenken, be-

kräftigte die Kommissionspäsidentin, dass 

der Umstieg der EU auf erneuerbare Energie-

quellen der richtige Weg sei, um Europas 

enorme Abhängigkeit von Gasimporten aus 

Russland langfristig zu verringern. Zahlreiche 

Mitgliedsstaaten widersprachen zudem der 

Behauptung Warschaus, die Klimastrategie 

der Kommission sei für den Anstieg der Ener-

giepreise verantwortlich. Um das Problem 

der Abhängigkeit von Russland zu bekämp-

fen, könne die EU einen gemeinsamen An-

satz für strategische Gasreserven sowie eine 
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gemeinsame Gasbeschaffung in Betracht zie-

hen, so von der Leyen. Im Hinblick auf die ge-

opolitische Dimension der Energiekrise äu-

ßerte sich Josep Borrell, der Hohe Vertreter 

der EU für Außen- und Sicherheitspolitik, und 

nannte die aktuelle Lage das Ergebnis eines 

„geopolitischen Spiels mit einer starken ex-

ternen Dimension“, womit er höchstwahr-

scheinlich auf die Beziehung zu Russland an-

spielte.  

  

Nach einer lebhaften achtstündigen Diskus-

sion einigten sich die Staats- und Regierungs-

chefs auf eine Reihe von Schlussfolgerungen, 

die sowohl kurz- als auch langfristige Maß-

nahmen zur Eindämmung des Energiepreis-

anstiegs umfassen. Demnach soll die Kom-

mission, mit Hilfe der europäischen Markt-

aufsichtsbehörde (ESMA), die Funktionsweise 

der europäischen Gas- und Elektrizitäts-

märkte sowie des EU-Emissionshandelssys-

tems untersuchen und im Anschluss bewer-

ten, ob Regulierungsmaßnahmen erforder-

lich sind. Ebenso soll die Kommission die Mit-

gliedsstaaten dabei unterstützen, die am 

stärksten betroffenen Haushalte und Unter-

nehmen unter Berücksichtigung der nationa-

len Gegebenheiten zu entlasten. Es sollen 

mittel- bis langfristige Maßnahmen beschlos-

sen werden, um die Energiepreise zu stabili-

sieren, das Energiesystem resilienter zu ge-

stalten, Versorgungssicherheit zu garantie-

ren und zur Klimaneutralität beizutragen. 

 

Kommentar 

 

Zwar diskutierten die Staats- und Regierungs-

chefs stundenlang über die „Toolbox“ der 

Kommission, dennoch scheint es wenig kon-

krete Maßnahmen zu geben, die Brüssel er-

greifen kann, um Verbraucher und Unterneh-

men im kommenden Winter vor hohen Ener-

giepreisen zu bewahren. Letztendlich bleiben 

die Energiemärkte mit ihren individuellen Be-

sonderheiten Angelegenheit der nationalen 

Regierungen. Die Schlussforderungen, auf 

die sich die Mitgliedsstaaten einigen konn-

ten, wurden nur vage formuliert, sodass 

Brüssel nicht verpflichtet ist, auf Basis der 

durchgeführten Analyse der Energiemärkte 

Maßnahmen zu ergreifen. Daher bleibt abzu-

warten, ob die Kommission ihrem Ziel ge-

recht wird, die schwächsten Verbraucherin-

nen und Verbraucher sowie Unternehmen 

vor dem rapiden Preisanstieg zu schützen. 

Außerdem wurde die Formulierung der 

Schlussfolgerungen so getroffen, dass sie 

den Staats- und Regierungschefs ermöglicht, 

den Erwartungen an den Ratsgipfel von „da-

heim“ gerecht zu werden. Demnach sind so-

wohl die Angelegenheiten Spaniens, das eine 

Reform des Energiemarkts anstrebt, sowie 

Polens, das eine Überprüfung des Emissions-

handelssystems forderte, in den Schlussfor-

derungen abgedeckt, sodass beide Länder 

eine positive Bilanz aus dem Gipfeltreffen zie-

hen können. Dennoch bestehen weiterhin 

Meinungsverschiedenheiten zwischen den 

Mitgliedsstaaten über die richtige Strategie 

im Umgang mit der Energiekrise. Das Thema 

Energiepreise wird bei einem Sondergipfel 

der EU-Energieminister am 26. Oktober 2021 

erneut aufgegriffen, bei dem konkrete Maß-

nahmen beschlossen werden könnten. Auch 

beim kommenden Gipfeltreffen im Dezem-

ber 2021 wird die Entwicklung der Energie-

preise erneut auf der Agenda der EU-27 ste-

hen.  

 

Migration 

 

Hintergrund 

 

Beim letzten Ratstreffen am 24. und 25. Juni 

2021 hatten die EU-Mitgliedsstaaten die Mig-

rationslage in Europa erörtert und Maßnah-

men beschlossen, um Menschenleben zu 

schützen und den Druck auf die europäi-

schen Außengrenzen zu verringern. Diese au-

ßenpolitischen Werkzeuge umfassen die 

Partnerschaft und Zusammenarbeit mit Her-

kunfts- und Transitländern, Unterstützung 
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von Flüchtlingen, Bekämpfung von Fluchtur-

sachen, Schleuserkriminalität sowie Men-

schenhandel und eine Verstärkung der 

Grenzkontrollen. Allerdings war das Thema 

Migration auch in den Wochen vor dem aktu-

ellen Gipfeltreffen allgegenwärtig und sorgte 

für ernsthafte Diskussionen über die Lage an 

den Außengrenzen der EU, insbesondere zu 

Belarus. Der belarussische Machthaber Ale-

xander Lukaschenko hatte zuletzt gezielt 

Flüchtlinge aus Krisenregionen an die EU-Au-

ßengrenzen gebracht, um damit politischen 

Druck auszuüben und Europa zu destabilisie-

ren. Als Reaktion auf die steigende Zahl an 

Flüchtlingen, die über Belarus in die EU gelan-

gen wollen, hat Mitgliedsstaat Polen eine 

dauerhafte Barriere errichtet, die das Über-

queren der polnisch-belarussischen Grenzen 

unmöglich machen soll. Da die Mitgliedsstaa-

ten Litauen und Lettland einer ähnlichen Si-

tuation gegenüberstehen, hatten diese eben-

falls das Errichten von Barrieren als kurzfris-

tigen “Lösungsansatz” in Erwägung gezogen. 

Beide Maßnahmen hatten die Debatte über 

Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit in 

den Grenzgebieten angeheizt und für scharfe 

Kritik von EU-Innenkommissarin Ylva Johann-

son gesorgt, die die Aktionen als „organi-

sierte Pushbacks“ bezeichnete, die laut EU-

Recht illegal sind. Die Vorfälle verdeutlichen 

erneut die fehlende einheitliche Migrations-

politik der EU. 

  

Entwicklung 

 

Am Morgen des zweiten Gipfeltages stand 

die Bewertung der vor der Sommerpause be-

schlossenen Maßnahmen auf der Agenda 

der Staats- und Regierungschefs. Allerdings 

war zu erwarten, dass die Debatte zum 

Thema Migration breiter angelegt sein 

würde, als sich auf die Implementierung der 

Schlussfolgerungen zu beschränken. Dem-

entsprechend dominierte die Situation an 

den EU-Außengrenzen die Gespräche. In ei-

nem Interview zum Auftakt des Gipfeltreffens 

warf Bundeskanzlerin Angela Merkel Alexan-

der Lukaschenko staatlich organisierten 

Menschenhandel vor. Sie verurteilte - ebenso 

wie Ursula von der Leyen - das Vorgehen Lu-

kaschenkos stark und drohte dem belarussi-

schen Machthaber mit weiteren Wirtschafts-

sanktionen. Irlands Premier Martin unter-

stütze die Forderung nach verschärften Sank-

tionen gegen Lukaschenko auf Grund der 

„abscheulichen“ und „verwerflichen“ Praxis, 

Migranten an die Grenzen zu Polen und Li-

tauen zu transportieren. Der litauische Präsi-

dent Gitanas Nausėda bezeichnete die Hand-

lungen des belarussischen Regimes ebenfalls 

als Versuch, Europas Kapazitäten zur Bewäl-

tigung der Migrationskrise auf die Probe zu 

stellen und forderte die Errichtung einer 

„physischen Grenze als kurzfristige Maß-

nahme zur Bewältigung dieser Krise“. Er er-

hielt Unterstützung des österreichischen 

Bundeskanzlers Alexander Schallenberg, der 

ebenfalls für „eine Mauer“ an der litauischen 

Grenze plädierte, die durch EU-Gelder finan-

ziert werden solle. Die Bezeichnung „Mauer“ 

wurde in der Diskussion jedoch größtenteils 

gemieden und Schallenberg gab zu, dass die-

ser Begriff nur schwer zu ertragen sei. Ursula 

von der Leyen sprach sich jedoch klar gegen 

eine Finanzierung von Barrieren mit EU-Gel-

dern aus, um irreguläre Migration zu verhin-

dern und verwies auf eine Vereinbarung zwi-

schen Kommission und Europäischem Parla-

ment, die besagt, dass eine solche Maß-

nahme inakzeptabel sei.  

  

Im Hinblick auf die Schlussfolgerungen vom 

Juni 2021 einigten sich die Mitgliedsstaaten 

darauf, die Pläne in Zusammenarbeit mit den 

Partnerländern schnellstmöglich in die Praxis 

umzusetzen, um so den Verlust von Men-

schenleben zu verhindern und den europäi-

schen Grenzschutz gemäß der im EU- sowie 

Völkerrecht verankerten Prinzipien zu ge-

währleisten. Die Durchführung dieser Pläne 

soll von konkreten Zeitvorgaben geleitet wer-

den und angemessene finanzielle Unterstüt-

zung erhalten. Auch konnten die Staats- und 
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Regierungschefs beim aktuellen Gipfeltreffen 

einen Konsens zu weiteren Schlussfolgerun-

gen erzielen, die die Kommission auffordern, 

finanzielle Mittel für Maßnahmen auf allen 

Migrationsrouten zu mobilisieren. Der Euro-

päische Rat verurteilt alle Versuche von Dritt-

ländern, Migranten für politische Zwecke zu 

instrumentalisieren und kündigte an, auf 

hybride Angriffe dieser Art entsprechend zu 

reagieren. Insbesondere der laufende hyb-

ride Angriff des belarussischen Regimes 

wurde explizit in den Schlussfolgerungen auf-

geführt, auf den die EU durch die Annahme 

weiterer Sanktionen gegen einzelne Perso-

nen reagieren wird. Zu guter Letzt verweist 

der Text auf weitere Anstrengungen der Mit-

gliedsstaaten, eine wirksame Kontrolle der 

EU-Außengrenzen zu gewährleisten, die Se-

kundärmigration einzudämmen sowie ein so-

lidarisches Verhältnis unter den Mitglieds-

staaten zu schaffen. 

 

Kommentar 

 

Bei der Pressekonferenz im Anschluss an das 

Gipfeltreffen lobte Ratspräsident Michel die 

Fortschritte der Union im Hinblick auf das 

Thema Migration und sagte, er habe einen 

„positiven Eindruck“ in dieser schwierigen 

Debatte erhalten und konnte deutlich mehr 

Konvergenz zwischen den Mitgliedsstaaten 

erkennen. Zwar haben die Staats- und Regie-

rungschefs eine Schlussfolgerung erreicht, in 

dem eine gemeinsame Antwort der EU zur 

Lage an den Außengrenzen formuliert ist, je-

doch beinhaltet diese wenige konkrete Maß-

nahmen, um geschlossen auf diese Situation 

zu reagieren. Ebenso werden die Reaktionen 

auf die laufenden Angriffe von Belarus nur 

vage skizziert. Jedoch ist dies auch darauf zu-

rückzuführen, dass der mögliche Einfluss, 

den die EU auf Belarus ausüben kann, be-

grenzt ist. Nach wie vor fehlt es der EU an ei-

nem gemeinsamen Ansatz, um mit einer stei-

genden Zahl von Flüchtlingen in Europa um-

zugehen, denn im Hinblick auf den Pakt für 

Migration und Asyl, den die Kommission im 

September 2020 vorgestellt hatte, wurden 

bisher kaum Fortschritte gemacht. Daher hat 

Kommissionspräsidentin von der Leyen im 

Nachgang des Ratsgipfels erneut an die Mit-

gliedsstaaten appelliert, im Bezug auf den 

Pakt der Kommission Kompromisse einzuge-

hen, um eine gemeinsame Lösung für die 

Migrationsfrage in Europa zu finden und bis-

herige Differenzen zu überwinden.  

 

Digitales 

 

Hintergrund 

 

Die Digitalisierung gilt nicht nur als Schlüs-

selelement für Europas wirtschaftliche Erho-

lung nach der COVID-19-Pandemie, sondern 

soll es der EU auch ermöglichen, ihre digitale 

Souveränität zu fördern. Die Pandemie hat 

verdeutlicht, dass digitale Technologien aus 

dem Leben der europäischen Bürgerinnen 

und Bürger nicht mehr wegzudenken sind. 

Daher hat die EU die Initiative „Europes Digi-

tal Decade“ ins Leben gerufen, um den digi-

talen Wandel bis 2030 zu beschleunigen und 

die Gesellschaft sowie Volkswirtschaft fit für 

das digitale Zeitalter zu machen. Der von der 

EU-Kommission im März 2021 vorgestellte 

„Digital Compass“ enthält konkrete Ziele und 

Maßnahmen für Europas digitale Transfor-

mation. Die zentralen Initiativen im Rahmen 

der digitalen Dekade der EU sind der „Digital 

Services Act“ (DSA), der „Digital Markets Act“ 

(DMA) sowie der von Ursula von der Leyen in 

ihrer Rede zur Lage der Union im September 

2021 angekündigte „European Chips Act“. 

Neben dem digitalen Wandel gewann auch 

das Thema Cybersicherheit zunehmend an 

Bedeutung, nachdem die russische Hacker-

gruppe „Ghostwriter“ mehrere Angriffe auf 

demokratische Wahlen europäischer Länder, 

darunter Deutschland, Litauen und Polen, 

ausgeübt hat.  
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Entwicklung 

 

Die digitalen Angelegenheiten sowie Cybersi-

cherheit wurden zum Abschluss des Gip-

feltreffens besprochen und erhielten ver-

gleichsweise wenig Aufmerksamkeit. Bei der 

anschließenden Pressekonferenz betonte 

Charles Michel jedoch, dass die Zeit, die die-

sem Themengebiet gewidmet wurde, keines-

falls im Verhältnis zu seiner Relevanz für die 

EU stehe. Der Europäische Rat unterstrich, 

dass die digitale Transformation essentiell 

sei, um Wirtschaftswachstum und Wettbe-

werbsfähigkeit in Europa zu stärken. Daher 

sei eine nachhaltige Digitalpolitik, die sich auf 

die Förderung digitaler Kompetenz und Bil-

dung konzentriert, dringend notwendig. Die 

Fortschritte bei den bestehenden Legislativ-

vorschlägen der Kommission zur Umsetzung 

des “Digital Compass” sollen daher schnellst-

möglich geprüft werden. Die Schlussfolge-

rungen der Staats- und Regierungschefs se-

hen außerdem die Schaffung eines innovati-

onsfreundlichen Rechtsrahmens für künstli-

che Intelligenz, die Förderung der Schaffung 

eines europäischen Rahmens für die digitale 

Identität sowie eines europäischen Mikro-

chip-Ökosystems vor. Darüber hinaus kriti-

sierten die Mitgliedsstaaten die zunehmen-

den böswilligen Cyberangriffe auf europäi-

sche öffentliche Institutionen und kritische 

Infrastruktur, beispielsweise das Gesund-

heitswesen. Um auf diese Art von Angriffen 

auf die demokratischen Werte der EU und die 

Sicherheit der Kernfunktionen der Gesell-

schaft reagieren zu können, fordert der Euro-

päische Rat, die Einrichtung einer „Cyber Dip-

lomacy Toolbox“ voranzutreiben, und so ei-

nen offenen, freien und sicheren Cyberspace 

zu gewährleisten. Insgesamt bedarf es eines 

EU-Rahmens für das Krisenmanagement im 

Bereich Cybersicherheit sowie eines Ausbaus 

der Kooperation mit Partnerländern, um sich 

besser vor Cyberkriminalität zu schützen.  

  

 

 

Kommentar 

 

Während andere Themen auf der Agenda der 

Staats- und Regierungschefs für hitzige De-

batten und Streitpotential gesorgt haben, 

herrschte im Bereich Digitales größtenteils 

Einigkeit hinsichtlich des Ziels der EU, ihre di-

gitale Souveränität voranzutreiben. Dieser 

Punkt auf der Tagesordnung konnte dement-

sprechend schnell abgeschlossen werden. 

Handel und Außenpolitik 

Hintergrund 

Dass das Verhandeln internationaler Frei-

handelsverträge eine Kernkompetenz der 

Europäischen Union darstellt, ist unumstrit-

ten. Die handelspolitische Bilanz der letzten 

Jahre ergibt allerdings ein eher ernüchtern-

des Bild auf den Vollzug dieser Kompetenz. 

Das Transatlantische Freihandelsabkommen 

mit den USA (TTIP) gilt in der Kommission mo-

mentan als obsolet und nicht mehr relevant. 

Das mittlerweile seit über 20 Jahren in der Be-

arbeitung gefangene Abkommen mit dem 

südamerikanischen Mercosur-Staatenbund, 

scheint über eine 2019 getroffene grundsätz-

liche Einigung nicht hinauszukommen, und 

das seit 2016 auf provisorischer Basis ange-

wandte umfassende Wirtschafts- und Han-

delsabkommen mit Kanada (CETA) harrt 

ebenfalls weiterhin seiner Ratifizierung ent-

gegen. Bezüglich der sichtlichen Schwierig-

keit der Kommission, Einigkeit unter den Mit-

gliedsstaaten beim Abschließen neuer Frei-

handelsverträge herzustellen, hatte Ratsprä-

sident Michel im Vorlauf des Treffens den 

Vorschlag gemacht, sich in der Zukunft an 

den Brexit-Verhandlungen mit dem Vereinig-

ten Königreich zu orientieren. Das EU-Unter-

händler-Team um Michel Barnier war damals 

immer darum bemüht gewesen, die nationa-

len Regierungen und das Europäische Parla-

ment auf dem neuesten Stand zu halten und 

über den gesamten Verlauf der Verhandlung 
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mit ihnen im Austausch zu bleiben. Hier-

durch könnte auch der Vorwurf mancher Re-

gierungen, die Kommission würde bei sol-

chen Verhandlungen zu eigenständig und in-

transparent handeln, ausgeräumt werden. 

Ratspräsident Michels Einladungsschreiben 

an die 27 Staats- und Regierungschefs hielt 

bereits fest, dass der Handel weiterhin eines 

der effektivsten Instrumente in der Werk-

zeugkiste der Europäischen Union sei. Umso 

wichtiger sei es daher, gemeinsam gegen die 

Blockierung laufender Verhandlungen vorzu-

gehen und eine klare Richtung für die zukünf-

tige Arbeit der europäischen Unterhändler 

vorzugeben. 

Entwicklung 

Anstatt während der formalen Sitzung wurde 

der Austausch über Handelsfragen gemein-

sam mit außerpolitischen Fragen als Ge-

sprächsthema während des allgemeinen Din-

ners festgelegt, und bereits vor dem Beginn 

des Rats wurde bekannt, dass die Gespräche 

über den Handel nicht in den Schlussfolge-

rungen des Ratsgipfels Erwähnung finden 

würden. Schnell wurde Einigkeit zum Thema 

der Verringerung europäischer wirtschaftli-

cher Abhängigkeit hergestellt, wobei beson-

ders die Notwendigkeit, in den Bereichen 

Energie, Digitalwirtschaft, Internetsicherheit 

sowie bei der Herstellung von Halbleitern un-

abhängiger zu werden, betont wurde. Mit 

Blick auf die Erarbeitung von Freihandelsver-

trägen erhielt der Ruf nach größerer Transpa-

renz der Kommission in allen Stadien solcher 

Verhandlungen allgemeinen Zuspruch. Die 

anwesenden Staats- und Regierungschefs 

brachten zudem ihre Überzeugung zum Aus-

druck, dass Handelsverträge nicht nur der Er-

zeugung von Wohlstand dienen sollten, son-

dern auch europäische Prinzipien, soziale 

und ökologische Werte in der Welt unterstüt-

zen müssen. Im außenpolitischen Bereich be-

schäftigen sich die EU-27 mit der Vorberei-

tung des ASEM-Gipfeltreffens, das am 25. 

und 26. November 2021 stattfinden wird und 

die Beziehungen zwischen Europa und der 

Indo-Pazifik-Region auf unterschiedlichen 

Ebenen vertiefen soll. Dieses Vorhaben ist 

vor allem aus geostrategischer Sicht von Be-

deutung. Auch über den für den 15. Dezem-

ber geplanten Gipfel mit den Staaten der Öst-

lichen Partnerschaft tauschten sich die Ge-

sprächsteilnehmer während des Abendes-

sens aus. Belgiens Premierminister Alexan-

der De Croo und Litauens Präsident Gitanas 

Nauseda betonten anschließend, das Treffen 

solle die Motivation für Fortschritte und Re-

formen steigern und dafür sorgen, dass die 

EU als eine vielversprechende Region und 

verlässlicher Partner wahrgenommen werde. 

Kommentar 

Die durch den breiten Widerstand gegen das 

CAI-Abkommen mit China zu Beginn des Jah-

res wieder in die Öffentlichkeit gedrängte 

Problematik des schwerfälligen Umgangs Eu-

ropas mit internationalen Freihandelsverträ-

gen bedurfte schon seit langem einer genau-

eren Betrachtung durch die europäischen 

Staats- und Regierungsoberhäupter. Von da-

her ist die laut Charles Michel „erste strategi-

sche Debatte“ zur Thematik zu begrüßen. Die 

unklare Erwartungshaltung, mit der die DG 

Trade der Kommission schon seit längerem 

in Verhandlungen umzugehen hat, und die 

solche Prozesse enorm in die Länge ziehen 

kann, wird für die Europäische Wirtschaft zur 

zunehmenden Belastung. Dass die an der 

Vorbereitung des Ratsgipfels beteiligten EU-

Beamten das handelspolitische Abendessen 

als Awareness-Session für den durch diesen 

Zustand angerichteten Glaubwürdigkeitsver-

lust der EU bei internationalen Partnern be-

zeichneten, spricht für sich. Die außenpoliti-

schen Themen spiegeln zwei zentrale Anlie-

gen der Europäischen Union wider. Durch 

enge Beziehungen zu den Staaten der Östli-

chen Partnerschaft sollen nicht nur die Kon-

takte in die direkte Nachbarschaft der EU ver-



 

 
Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 

Ratsbericht Oktober 2021 10
 10 

bessert werden, sondern eine möglichst kon-

krete EU-Perspektive für die Staaten der Re-

gion geschaffen werden. Eine Vertiefung der 

Beziehungen zu den Staaten des Indo-Pazifik-

Raums kann dagegen als Ausdruck einer ge-

opolitisch agierenden Kommission von der 

Leyen gewertet werden. Fortschritte in bei-

den Regionen sind ein wichtiger Baustein im 

Bestreben der EU, auch im globalen Kontext 

eine wichtigere Rolle einzunehmen. 

Sonstiges 

Hintergrund 

Der Auftakt des 214. Ratsgipfels wurde dem 

umstrittenen und ebenso kritisierten Urteil 

des polnischen Verfassungsgerichts gewid-

met. Dessen jüngstes Urteil ließ die andau-

ernde Konfrontation Warschaus mit Brüssel 

unlängst eskalieren. Das Gericht entschied, 

die Verfassung des Landes über die der Euro-

päischen Union zu stellen und begründete 

die Entscheidung wie folgt: Der Versuch des 

Gerichtshofs der Europäischen Union 

(EUGH), sich in das polnische Justizsystem 

einzumischen, verstoße gegen den Grund-

satz der Rechtsstaatlichkeit, was nicht nur 

den Grundsatz des Vorrangs der polnischen 

Verfassung, sondern auch den Grundsatz der 

Beibehaltung der Souveränität im europäi-

schen Integrationsprozess umfasse. Es ist 

das erste Mal, dass ein Gericht eines Mit-

gliedsstaates in dieser Absolutheit feststellt, 

dass die EU-Verträge mit der nationalen Ver-

fassung unvereinbar sind. Ursula von der 

Leyen widmete ihre Rede auf der Plenarta-

gung des EP am Mittwoch, dem 20. Oktober, 

der Krise in Polen. Laut ihr müsse sich die pol-

nische Bevölkerung darauf verlassen kön-

nen, dass sie im Rechtssystem gleich und fair 

behandelt wird, wie alle anderen europäi-

schen Bürgerinnen und Bürger auch. In der 

Union müsste ein jeder die gleichen Rechte 

genießen können. 

 

Entwicklungen 

Die Situation in Polen erfreute sich seitens 

der Staats- und Regierungschefs großer Pro-

minenz mit anschließend dünnen bzw. kei-

nen Ergebnissen. Charles Michel hatte das 

prekäre, aber dennoch bedeutsame, Thema 

in letzter Minute auf die Karte des Gipfels ge-

bracht und sprach in seinem Eingangsstate-

ment von einem „menu intense“. Er betonte 

die Wichtigkeit von mehr Dialog und das tat-

sächliche Einsetzen von rechtlichen und insti-

tutionellen Instrumenten, um handlungsfä-

hig zu werden und um durchzugreifen. In ih-

rem Kommentar bei der Ankunft auf dem ro-

ten Teppich des Europagebäudes räumte 

auch sie der Rechtsstaatlichkeit großen 

Raum ein. Rechtsstaatlichkeit sei Kern des 

Bestands der Europäischen Union. Es müss-

ten Wege gefunden werden, um wieder en-

ger zusammenzurücken. Sie verwies auf die 

unterschiedliche Vorstellung der verschiede-

nen Modelle der Europäischen Union und 

dass es wichtig sei, dass sich die Mitglieds-

staaten darüber einig würden. An dieser 

Stelle verwies sie auf die Konferenz zur Zu-

kunft Europas und dass diese ein guter Raum 

wäre, solche Fragen zu diskutieren. 

Die teils hohen Erwartungen, die seitens der 

Staats- und Regierungschefs generiert wor-

den waren, wurden von fehlenden Schluss-

folgerungen zerschlagen. In der gemeinsa-

men Pressekonferenz von Ursula von der 

Leyen und Charles Michel allerdings, wurde 

ein stärkerer Dialog betont, den es in Ver-

handlungen mit Polen zu verfolgen gelte.  

Kommentar 

Alle Bürgerinnen und Bürger genießen in Eu-

ropa die gleichen sowie einheitliche Rechte. 

Wie Belgiens Premierminister Alexander De 

Croo in seinem Eingangsstatement zum Rats-

gipfel formulierte, steht es den Mitgliedsstaa-

ten nicht frei, welche Inhalte der EU-Verträge 
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sie annehmen und welche sie besser ver-

schmähen. Denn die EU-Verträge sind kein 

Menü à la carte. 

Die Ergebnisse in Bezug auf Polens Verlet-

zung der Rechtsstaatlichkeit sind eher er-

nüchternd. Vor allem von den mächtigen Mit-

gliedsstaaten Frankreich und Deutschland 

geht wenig Druck in dieser Angelegenheit 

aus. Doch dürfte dies nicht sonderlich über-

raschend sein; das Thema ist schließlich ein 

sehr sensibles. 80 Prozent der polnischen Be-

völkerung ist pro-europäisch eingestellt. Zu 

einem Polexit würde es gewiss nicht kom-

men. Auch der polnische Premierminister äu-

ßerte, dass Polen keinen Austritt aus der EU 

anstrebe. Das könnte es sich wohl auch nicht 

leisten. Denn Polen ist nicht nur abhängig 

vom europäischen Binnenmarkt, sondern 

auch von den EU-Fonds, einschließlich der im 

letzten Jahr beschlossenen Konjunkturpro-

gramme. Diese drohen dem Land gekürzt zu 

werden, sollten die Änderungen am Justizsys-

tem nicht übernommen werden. 

Politischer Dialog ist laut Charles Michel ein 

wichtiges Element, das immer wieder und 

verstärkter eingesetzt werden müsste. Den-

noch sollte es nicht ausschließlich bei Dialo-

gen bleiben. Die EU verfügt über Mittel in ih-

rer „Tool-Box“, die sie – vor allem um ihre 

Aushöhlung nicht zu gefährden – auch nut-

zen sollte. Will man Sanktionen oder Maß-

nahmen einsetzen, dann müssen beispiels-

weise mögliche wirtschaftliche Folgen zuge-

schnitten auf den Charakter des betreffen-

den Mitgliedsstaates gegenüber den europä-

ischen Institutionen abgewogen werden.  

Der europäische Einheitsgedanke und die 

sich abzeichnende starke europäischen Iden-

tität eines der europafreundlichsten Länder 

sollte nicht leichtfertig erschüttert werden. 

Auf der anderen Seite darf nicht zugelassen 

werden, dass autokratische und (rechts-)po-

pulistische Regierungen die europäischen 

Standards und Gesetze missachten, und so 

die europäischen Grundlagen aushöhlen. Die 

Entwicklungen müssen beobachtet-, die zu 

ergreifenden Maßnahmen angepasst wer-

den. Der Gebrauch von Artikel 7 AEUV scheint 

besonders nach den in Ungarn durch dessen 

Anwendung beobachteten gegenteiligen Ef-

fekten eher unwahrscheinlich. Möglich wä-

ren allerdings die Einfrierung von Geldern, 

wie es der niederländische Ministerpräsident 

Mark Rutte vehement fordert, oder die Ein-

setzung des Konditionalitäts-Mechanismus. 
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